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Governance und Arbeitsmark.t
1

Von Andreas Hiinlein 

Seit einiger Zeit ist der Begriff der Governance in den Sozialwissenschaften 
zu einem Schlüsselbegriff avanciert. Nachdem sich zunehmend auch 
Rechtswissenschaftler in den Diskussionen um Governance zu Wort mel­
den, soll in diesem Beitrag erörtert werden, ob und inwieweit der Begriff aus 
der Perspektive des Sozialrechts von Interesse sein kann. Dabei soll das auf 
den Arbeitsmarkt bezogene Sozialrecht, insbesondere also das Arbeitsför­
derungsrecht in den Blick genommen werden. Vorab bedarf es einer Verge­
wisserung über den Gehalt des Governancebegriffs und seine Relevanz für 
die Rechtswissenschaft im Allgemeinen. 

I. Zur Bedeutung von »Governance« für die Rechtswissenschaft

Verschiedene Wissenschaftsdisziplinen thematisieren unter dem Stichwort 
der Governance gewisse, mehr oder weniger neue Erscheinungsformen des 
»Regierens«, der Art und Weise, wie neuerdings Aufgaben erledigt werden,
die man als öffentliche Aufgaben begreift. Wesentlich am Begriff der Go­
vernance ist, dass er einerseits auf Veränderungen von Staatlichkeit Bezug
nimmt, diese in Rechnung stellt, dass er andererseits und zugleich bei aller
Veränderung an staatlicher Verantwortung für die Erfüllung öffentlicher
Aufgaben festhält.

Die Veränderung besteht zum einen darin, dass bei der Erfüllung öffent­
licher Aufgaben zunehmend auf Markt und Wettbewerb gesetzt wird. Diese

Veränderung wiederum bezieht sich auf verschiedene Aspekte. So werden 
private Akteure, private Unternehmen mit der Erfüllung vormals staatlicher 
Aufgaben betraut, die sich vielfach im Wettbewerb mit anderen zu bewäh­
ren haben. Mehr oder weniger, in unterschiedlicher Form bleiben die Un­
ternehmen dabei im Blickfeld des Staates, der sie vielfach irgendwie beauf­
sichtigt und sich um die Sicherung der Qualität der jeweiligen Leistungen 
kümmert. Die Mechanismen, derer sich der Staat dabei bedient, sind weni-

Der Beitrag ist aus einem Vortrag hervorgegangen, den der Verfasser im Rahmen einer 
Vortragsi:eihe der Universität Kassel und des Bundessozialgerichts am 15. November 
2006 an der Universität Kassel gehalten hat. 
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